
Die	derzei(ge	Situa(on	und	ihre	  
Ursachen	

Wer	aus	den	Fehlern	der	Geschichte	nicht	lernt,	ist	
gezwungen,	sie	zu	wiederholen.	Diese	Einsicht	-	so	
trivial	 sie	 auch	 sein	 mag	 -	 überkommt	 in	 diesen	
Tagen	die	Personen,	die	sich	berufsmäßig	oder	 in-
teressehalber	mit	 dem	Thema	der	Unterrichtsver-
sorgung	in	Niedersachsen	beschäFigen.	
Zurzeit	kommt	kaum	eine	Region	im	Bezirk	Weser-
Ems	 auf	 eine	 Unterrichtsversorgung	 von	 100	 %.	

Freie	 Stellen	 für	 LehrkräFe	 können	 in	 der	 Peri-
pherie	 nur	 schwer	 besetzt	 werden,	 viele	 Stellen	
bleiben	vakant.	
Diese	 SituaQon	 erinnert	 stark	 an	 die	 Zeiten	 der	
Siebziger	Jahre	mit	ihrem	LehrkräFemangel.	Rand-
ständige	 Landkreise	 köderten	 zum	 Teil	 Absolven-
tInnen	mit	 der	 VermiVlung	 von	 günsQgem	Wohn-
raum.	
Die	 bevorstehenden	 Wahlen	 -	 schließlich	 wird	 in	
Niedersachsen	in	rund	anderthalb	Jahren	ein	neuer	
Landtag	gewählt	-	machen	dieses	Thema	nun	zum	
PoliQkum.	 Schließlich	 möchte	 sich	 kein	 PoliQker	
und	keine	PoliQkerin	nachsagen	lassen,	er	oder	sie	
würde	sich	nicht	um	die	Bildungschancen	der	Lan-

deskinder	 kümmern.	 Und	 dass	 diese	 im	Moment	
gefährdet	sind,	steht	außer	Zweifel.	

Immer	wenn	eine	Misere	ausgemacht	ist,	stellt	sich	
die	Frage	nach	der	poliQschen	Verantwortung.	Und	
so	dreschen	 in	diesen	Tagen	CDU	und	FDP	auf	die	
Landesregierung	ein,	und	die	Regierung	weist	diese	
Vorwürfe	ebenso	energisch	zurück.	Dabei	 sind	die	
Schuldigen	 für	 die	 aktuelle	 SituaQon	 schnell	 aus-
gemacht.	 Die	 ganze	 SituaQon	 ist	 der	 Ausdruck	
kollekQven	PoliQkversagens.	
Der	 LehrkräFebedarf	 lässt	 sich	 nämlich	 gut	 prog-
nosQzieren.	 Der	 Arbeitgeber	weiß	 schon	 Jahre	 im	
Voraus	 recht	 genau,	 wann	 viele	 seiner	 Beschäf-
Qgten	 in	 Pension	 gehen	 oder	 massenhaF	 in	 Ar-
beitszeitkonten	 eingesparte	 Stunden	 in	 den	 Kol-
legien	abgefeiert	werden	müssen.	Daher	muss	der	
Arbeitgeber	 auf	 der	 Angebotsseite	 nur	 rechtzeiQg	
dafür	 sorgen,	 dass	 genügend	 LehrkräFe	 ausge-
bildet	werden.	
Schwieriger	wird	die	SituaQon	allerdings,	wenn	die	
Altersstruktur	 in	 den	 Kollegien	 so	 ist,	 dass	 auf	
einem	 Schlag	 sehr	 viele	 LehrkräFe	 in	 den	 Ruhe-
stand	 gehen.	 Hier	 kann	 eine	 SituaQon	 eintreten,	
dass	 die	 Angebotsseite	 die	 Nachfrage	 nicht	 mehr	
decken	 kann.	 Aber	 auch	 dann	 kann	 eine	 Lan-
desregierung	gegensteuern.	Da	die	PersonalpoliQk	
weitgehend	planbar	 und	die	 Bedarfslücke	 frühzei-
Qg	zu	erkennen	ist,	muss	man	nur	KollegInnen	ein-
stellen,	 solange	 sie	noch	auf	dem	Markt	 sind.	Auf	
diese	Weise	stellt	man	zwar	etwas	über	Bedarf	ein,	
hat	 aber	 einem	 erwartbaren	 Mangel	 vorgebeugt	
und	 an	den	 Schulen	 auch	echte	Vertretungsreser-
ven	 geschaffen.	 Eine	 solch	 kluge	 PersonalpoliQk	
setzt	 aber	 ein	 Handeln	 voraus,	 das	 sich	 nicht	 an	
Legislaturen	 und	 Jahreshaushalten,	 sondern	 an	
größeren	 zeitlichen	 Dimensionen	 orienQert.	
LehrkräFe,	 die	 heute	 fehlen,	 häVen	 vor	 rund	 7	
Jahren	 ihr	 Studium	 beginnen	 müssen.	 LehrkräFe,	
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die	 vor	 7	 Jahren	 in	 Niedersachsen	 keine	 Stelle	
bekommen	 haben	 und	 abgewandert	 sind,	 häVen	
zum	 Teil	 damals	 bereits	 eingestellt	 werden	
müssen,	 um	 dem	 erwartbaren	 Fehl	 entgegenzu-
steuern.	 Damit	 ist	 die	 Frage	 nach	 der	 Verantwor-
tung	 geklärt:	 In	 den	 letzten	 10	 Jahren	 haben	 sich	
weder	 die	 alte	 CDU-FDP-	 Regierung	 noch	 die	 von	
SPD	 und	 Grünen	 konzepQonell	 und	 nachhalQg	
gegen	diese	Entwicklung	gestemmt.	
Und	nun	kommt	die	QuiVung.		
Selbst	 wenn	 im	 Moment	 überhaupt	 LehrkräFe	
eingestellt	werden,	heißt	dies	noch	nicht,	dass	man	
deren	 studierte	 Fächer	 überhaupt	 benöQgt.	
Eingestellt	 wird	 nach	 dem	 MoVo:	 Besser	 eine	
LehrkraF	als	keine	LehrkraF.	In	Regionen,	in	denen	
die	 Versorgungslage	 äußerst	 angespannt	 ist,	 be-
deutet	dies	auch	einen	Verlust	an	fachlicher	Exper-
Qse	in	den	Schulen.	
Dabei	 ist	 der	 LehrkräFemangel	 durchaus	 schul-
formspezifisch.	Es	fehlen	im	Moment	LehrerInnen,	
die	 an	 Grund-,	 Haupt-,	 Real-	 Ober-,	 oder	 Förder-
schule	 gehen	 möchten.	 In	 den	 ersten	 vier	 Fällen	
sind	 die	 Ursachen	 schnell	 gefunden:	 Mit	 der	 Re-
form	 der	 Ausbildung	 im	 GHR	 Bereich	 dauert	 die	
Studien-	 sowie	 die	 Referendariatszeit	 für	 GHR-
KräFe	 exakt	 so	 lange	wie	 für	 die	 Kolleginnen,	 die	
das	 gymnasiale	 Lehramt	 anstreben.	 Insofern	 ver-
wundert	 es	 nicht,	 dass	 die	 Studierenden	 sehr	
genau	 überlegen,	 ob	 sie	 sich	 an	 ein	 Lehramt	 wa-
gen,	das	 ihnen	bei	gleicher	Ausbildungsdauer	eine	
geringere	Besoldung	verspricht.  
Hinzu	 kommt,	 dass	 durch	 die	 Verlängerung	 der	
Studienzeit	 in	diesem	und	 im	nächsten	 Jahr	kaum	
AbsolventInnen	 die	 Universitäten	 verlassen	 wer-
den.	

Es	 ist	 in	 dieser	 SituaQon	 nur	 natürlich,	 dass	 eine	
Landesregierung	 reagiert.	 In	 Niedersachsen	
präsenQerte	 die	 Landesregierung	 nun	 vor	 einigen	
Wochen	 den	 17-Punkte-Plan	 zur	 LehrkräFegewin-
nung	der	Öffentlichkeit	(siehe	Kasten).		Was	ist	von	
diesem	zu	halten?	

17	Punkte	auf	dem	Prüfstand	

Zunächst	 ist	der	Titel	 irreführend.	Es	geht	nämlich	
nicht	 allein	 darum,	 LehrkräFe	 zu	 gewinnen,	 son-
dern	darum	den	Personenkreis,	die	LehrkräFe	sein	
dürfen,	 zu	 erweitern.	 So	 können	 Personen,	 die	
keine	Lehramtsausbildung	haben,	demnächst	auch	
an	Grundschulen	eingestellt	werden.	Dabei	ist	eine	
grundständige	 pädagogische	 Ausbildung	 zwar	
wünschenswert,	 aber	 nicht	 Pflicht.	 Gerade	 im	
Bereich	 der	 frühen	 schulischen	 Bildung	 werden	

Die 17 Punkte des 
„Plans“

1.	Quereins(eg	an	Grundschulen	ab	sofort	möglich.	

2.	 Quereins(eg	 in	 den	 Vorbereitungsdienst	 wird	
erleichtert.	 Hier	 eniällt	 die	 Regel,	 dass	 zwingend	
ein	Bedarfsfach	vorhanden	sein	muss.	

3.	Referendare	 können	 nach	 erfolgreicher	 Prüfung	
und	Auswahl	für	eine	Stelle	in	Niedersachsen	voll	an	
der	Ausbildungsschule	unterrichten.	

4.	 Wenn	 im	 Ganztagsbereich	 Stellen	 nicht	 besetzt	
werden	 können,	 besteht	 die	 Möglichkeit,	 diese	
Stunden	 zu	 kapitalisieren	 und	 Ganztagsangebote	
mit	außerschulischen	Partnern	zu	realisieren.	

5.	 LehrkräFe	 können	 umgehend	 ihre	 Teilzeit	 er-
höhen.	

6.	 LehrkräFe	 können	 sofort	 Stunden	 auf	 einem	
freiwilligen	 Arbeitszeitkonto	 ansparen	 oder	 dafür	
eine	Vergütung	erhalten.	

7.	Reak(vierung	von	Pensionären.	

8.	Vertretungsverträge	 können	 früh	 abgeschlossen	
werden.	

9.	Für	den	Sprachförderunterricht	werden	KollegIn-
nen	befristet	beschäFigt.	Es	steht	ein	Volumen	von	
140	Stellen	im	Land	zur	Verfügung.	

10.	 Schulen	 helfen	 Schulen.	 Auf	 diese	 Weise	 soll	
per	 Abordnungen	 und	 Versetzungen	 ein	 Ausgleich	
stapinden.	

11.	 GHR	 Lehrer	 werden	 an	 GHR	 Schulen	
eingestellt,	 an	 den	 Gesamtschulen	 vorerst	 Gym-
nasiallehrkräFe.	

12.	Versetzungsanträgen	von	GHR	LehrkräRen,	die	
an	 Gymnasien	 und	 Gesamtschulen	 unterrichten,	
aber	an	eine	GHR-Schule	möchten,	soll	unverzüglich	
entsprochen	werden.	

13.	 Zusätzliche	 Stellen	 für	 Abordnungen	 an	
Gesamtschulen	 und	 Gymnasien.	 Dabei	 werden	
Menschen	 an	 diesen	 Schulformen	 eingestellt,	 aber	
voll	an	Schulen	im	GHR	Bereich	abgeordnet.	

14.	 Die	 Landesschulbehörde	 steuert	 Einstellung	
über	Bezirksstellen.	

15	Stellenausschreibungen	können	auch	für	Fächer	
erfolgen,	für	die	an	Schulen	im	Moment	kein	spezi-
fischer	Bedarf	besteht.	

16.	Die	Altersgrenze	kann	hinausgeschoben	werden	
und	 bei	 akuter	 Bedarfslage	 kann	 ein	 Beson-
dungszuschlag	von	8	%	gewährt	werden.	

17.	Einstellungen	sind	auch	nach	dem	Einstellungs-
termin	möglich.



aber	 Profis	 benöQgt,	 da	 hier	 die	 Grundlagen	 für	
den	 weiteren	 schulischen	Werdegang	 gelegt	 wer-
den.	
Wenn	 ReferendarInnen	 nach	 abgelegter	 Prüfung	
voll	 arbeiten,	 ist	 dagegen	 nichts	 einzuwenden.	
Wenn		LehrkräFe	ihre	eigene	Teilzeit	erhöhen	oder	
Stunden	 auf	 ein	 freiwilliges	 Arbeitzszeitkonto	 an-
sparen,	 so	 mag	 dies	 zunächst	 unproblemaQsch	
sein,	 sofern	 dies	 freiwillig	 erfolgt.	 Aber:	 Die	meis-
ten	 LehrkräFe,	 die	 im	 Moment	 Teilzeit	 arbeiten,	
haben	gute	Gründe	dafür.	Nicht	selten	erkaufen	sie	
sich	 die	 Vereinbarkeit	 von	 Familie	 und	 Beruf	 mit	
Hilfe	 einer	 kräFigen	 Gehaltseinbuße	 und	 einem	
ebenso	deFigen	Abschlag	 auf	 die	 Pensionszahlun-
gen.	 Bei	 der	 Mehrarbeit	 lassen	 allerdings	 die	
Ergebnisse	 der	 aktuellen	 Arbeitszeitstudie	 nicht	
erwarten,	 dass	 der	 Personenkreis,	 der	 dies	
beantragen	 wird,	 allzu	 groß	 sein	 dürFe.	 An	 allen	
Schulformen,	für	die	repräsentaQve	Ergebnisse	vor-
liegen,	arbeiten	die	KollegInnen	am	Limit.	
Damit	wird	klar:	Durch	all	diese	Maßnahmen	wer-
den	 keine	 LehrkräFe	 generiert,	 sondern	 ein	Man-
gel	 verwaltet.	 Ganz	 deutlich	 wird	 dies,	 wenn	 im	
Punkt	7	pensionierte	LehrkräFe	reakQviert	werden	
sollen.	

KriQsch	 ist	 die	 Kapitalisierungsmöglichkeit	 von	
Stunden	aus	dem	Ganztagsbetrieb	zu	sehen:	Nach	
vielen	Protesten	wurde	erst	kürzlich	ein	Erlass	 zur	
Qualitätssicherung	 	der	 	Ganztagsbeschulung	ver-
abschiedet.	 Darin	 wurde	 festgelegt,	 wie	 hoch	 der	
Anteil	 der	 LehrkräFestunden	 im	 Ganztagsbereich	
sein	 soll.	 Ziel	 war	 ursprünglich,	 den	 Ganztagsbe-
reich	mit	qualifiziertem	Personal	auszustaVen.	Nun	
wird	zurückgerudert.	Schulen,	die	ihre	Stellen	nicht	
besetzen	 können,	 dürfen	 die	 Stunden	 in	 Geld	
umwandeln	und	die	Ganztagsangebote	mit	außer-
schulischen	 KooperaQonspartner	 finanzieren.	 Auf	

diese	Art	werden	wieder	LehrkräFe-Iststunden	für	
den	Pflichtunterricht	gewonnen.	

Die	neue	Einstellungsmaxime,	nach	der	Gymnasial-
lehrkräFe	 vorrangig	 an	 Gesamtschulen	 eingestellt	
werden	sollen,	birgt	einige	Gefahren	 in	sich.	Es	 ist	
zu	 befürchten,	 dass	 Kolleginnen	 Stellen	 an	
Gesamtschulen	 in	 der	 Erwartung	 annehmen,	 sich	
irgendwann	an	ein	Gymnasium	versetzen	zu	lassen.	
Dies	mag	ein	legiQmer	Wunsch	der	einzelnen	Men-
schen	 sein;	 der	 KonQnuität	 der	 Arbeit	 an	 der	
Gesamtschule	ist	dies	aber	nicht	zuträglich.	

Fazit:	 Wo	 keine	 LehrkräFe	 sind,	 kann	 man	 auch	
keine	 gewinnen.	 Das	 17-Punkte-Programm	 ist	 ein	
Noiallplan,	 der	 versucht,	 aus	 den	 bereits	 beste-
henden	Ressourcen	irgendwie	das	Möglichste	her-
auszupressen.	Es	 ist	keine	gewagte	Prognose,	dass	
dies	zu	Lasten	der	Unterrichtsqualität	gehen	wird.	
Dadurch,	dass	die	rechtzeiQgen	Korrekturen	in	der	
Vergangenheit	 nicht	 vorgenommen	 wurden,	 wird	
es	 jetzt	allerdings	ein	Ding	der	Unmöglichkeit,	die	
bevorstehende	Misere	 zu	 kompensieren.	 Sie	 wird	
sich	zunächst	im	GHR	Bereich	manifesQeren.		
Jede(r)	 LandespoliQkerIn,	 der/die	 die	 Worte	 von	
Unterrichtsqualität	 und	 Unterrichtsversorgung	 in	
den	 bevorstehenden	 Wahlkämpfen	 in	 den	 Mund	
nimmt,	 sollte	befragt	werden,	wie	 ihr/sein	Beitrag	
war,	diesen	Zustand	frühzeiQg	zu	unterbinden.		

Vermutlich	wird	Schweigen	die	Antwort	sein.	

Stefan	Störmer	
ist	 Bezirksvorsitzender	 der	 GEW	 in	
Weser-Ems	 und	 Mitglied	 im	 Schul-
bezirkspersonalrat	Osnabrück	



	

Veranstaltungen	

Rund	um	die	TeilzeitbeschäRigung	

ReferenQnnen:	Birgit	Ostendorf	und	Astrid	Müller	
Mitglieder	 des	Referates	 für	 FrauenpoliQk	 für	 den	
Bezirksverband	Weser-Ems	

Inhalt	der	Veranstaltung:	
Rechtliches	
–	Teilzeiterlass	(Inhalt	und	Umsetzung)	
–	Niedersächsisches	GleichberechQgungsgesetz	
PoliQsches	
–	Arbeitsbedingungen	
–	LangfrisQge	Auswirkungen	

Die	Veranstaltung	ist	für	GEW-Mitglieder	kostenlos.	
Nichtmitglieder	 zahlen	 einen	 Kostenbeitrag	 von	
5,00	Euro.	
Für	 GEW-Mitglieder	 werden	 Kinderbetreuungs-
kosten	übernommen.	
Verbindliche	Anmeldungen	an:	 
a.m.gew-os@web.de	oder	Tel.	05407/39185	

Termine:	
20.09.2016:	 Europahaus	 Aurich,	 Von-Jhering-Str.
33,	 26603	 Aurich.	 Anmeldeschluss:	 15.09.2016.	
SQchwort:	Teilzeit	+	Aurich	
29.09.2016:	 Landvolkshochschule	 Oesede,	 Gart-
brink	 5,	 49124	 GeorgsmarienhüVe.	 Anmelde-
schluss:	26.09.2016:	SQchwort:	Teilzeit	+	OS	
02.11.2016:	 GEW-GeschäFsstelle,	 Staugraben	 4a,	
26122	 Oldenburg.	 Anmeldeschluss:	 31.10.2016.	
SQchwort:	Teilzeit	+	Oldenburg	
07.11.2016:	 GaststäVe	 Klaas,	 Freerener	 Str.37,	
49809	 Lingen.	 Anmeldeschluss:	 03.11.2016.	 SQch-
wort:	Teilzeit	+	Lingen	

Fachkongress	Inklusion	

BARRIERE	 (-FREI)	 LERNEN	 –	 INKLUSION	 BRAUCHT	
PROFESSIONALITÄT	
24.	September	2016,	9	bis	16	Uhr	
Kardinal-von-Galen-Haus	Dinklage	
Schulstraße	7	
49393	Dinklage	
Infos	unter:	vds-nds.de/fachkongress-inklusion	

Weitere	Veranstaltungen	unter	 
www.gewweserems.de/termine	

Ich mache mit!
Antrag auf Mitgliedschaft (Bitte in Druckbuchstaben ausfüllen)

Die uns von Ihnen angegebenen personbezogenen Daten sind nur zur Erfüllung unserer  
satzungs gemäßen Aufgaben auf Datenträgern gespeichert und entsprechend den  
Bestimmungen des Bundes datenschutz gesetzes geschützt. 
Bitte senden Sie den ausgefüllten Antrag an die:
GEW Niedersachsen · Berliner Allee 16 · 30175 Hannover
Telefon: 0511/33804-0 · Telefax: 0511/33804-46
E-Mail: email@gew-nds.de · www.gew-nds.de

Vielen Dank!
Ihre GEW

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft  
Niedersachsen

Besoldung
für die Beamtinnen 
und Beamten
in Niedersachsen
Besoldungsgruppen A, B, C und W
Anwärterbezüge

Gültig ab 1. Juni 2015

Herausgeber: Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft Landesverband Niedersachsen  
Verantwortlich: Rüdiger Heitefaut

die GEW Niedersachsen legt euch die ab dem  1. 6. 2015 gültigen niedersächsischen 
Besoldungstabellen vor. 
Der Landtag hat am 18. Dezember 2014 mit Artikel 4  im Haushaltsbegleitgesetz 
2015 das  „Niedersächsisches Besoldungs- und Versorgungsanpassungsgesetz 
2015/2016“ verabschiedet. 
Inhalt des Gesetzes ist die Anpassung der Besoldung und der Versorgungsbezüge  
für die Jahre 2015 und 2016. 
Zum 1. Juni 2015 werden um 2,5 % angehoben:
 1. Die Grundgehaltssätze
 2. Der Familienzuschlag
 3. Die Amtszulagen sowie die allgemeine Stellenzulage
 4. Die Anwärtergrundbeträge
 5. Die Beträge der Mehrarbeitsvergütung  
 6. Die Versorgungsbezüge 
In § 3 des Gesetzes ist außerdem bestimmt, dass die Bezüge der Beamtinnen und 
Beamten sowie die Versorgungsbezüge zum 1. 6. 2016 um weitere 2,0% erhöht 
werden. 
Die Landesregierung hat erstmals den Weg gewählt, die Besoldung ohne jeglichen 
Bezug zu den Tarifergebnissen im Länderbereich vor der Tarifrunde im Länderbereich 
festzusetzen.
Der Tarifabschluss für die Beschäftigten der Länder, der am 28. März erzielt wurde, 
sieht eine Anhebung der Entgelte ab 1. März 2015 um 2,1 v. H. und ab 1. März 2016 
um weitere 2,3 v. H., mindestens aber um 75 Euro vor. 
Mit dieser Abkopplung verfolgt der Gesetzgeber faktisch eine Spaltung der 
Beschäftigtengruppen. Die Abkehr vom bisher geltenden Grundsatz „Besoldung  
folgt Tarif“  wurde seitens der Landesregierung mit der Planungssicherheit für die 
Landeshaushalte und auch für die Beamtinnen und Beamten begründet.  
Die sog. „Planungssicherheit“ besteht aber nur für den Dienstherren, der einseitig 
die Besoldung festsetzt, ohne die Beamtinnen und Beamten und deren Gewerk­
schaften zu beteiligen. 
Die GEW hat gemeinsam mit den anderen Gewerkschaften des DGB dieses  
Vorgehen und die 5 Nullmonate deutlich kritisiert und Finanzminister Schneider  
und Ministerpräsident Weil aufgefordert, in Verhandlungen mit den  
Gewerkschaften einzutreten.  
Die GEW setzt sich auch weiterhin für folgende Forderungen ein:
	�  Wiedereinführung einer Jahressonderzahlung („Weihnachtsgeld“)  

analog zum Tarifbereich
	�  deutliche Anhebung der Anwärterbezüge auf mindestens 1.600 €
	�  bessere Bezahlung für Berufsanfänger
	�  verbesserte Besoldungsstruktur für Lehrkräfte  

im Niedersächsischen Besoldungsgesetz
Vor dem Hintergrund eines sich bundesweit abzeichnenden Lehrkräftemangels  
droht Niedersachsen abgehängt zu werden. Neben guten Arbeitsbedingungen zählt 
auch die Besoldung zu den harten Faktoren in der Konkurrenz um  Lehrkräfte. 
Gute Einkommens- und Arbeitsbedingungen sind unverzichtbar für die Gewinnung 
des dringend benötigten Lehrkräftenachwuchses!  

Wir brauchen mehr Lehrkräfte und die brauchen mehr Geld!
 
Hannover, im Mai 2015  Rüdiger Heitefaut

Liebe Kolleginnen,  
liebe Kollegen,

Nachname, Vorname 

Straße, Nr. 

Postleitzahl, Ort 

Telefon

E-Mail 

Geburtsdatum, Nationalität

gewünschtes Eintrittsdatum 

bisher gewerkschaftlich organisiert bei   von   bis   (Monat/Jahr)

SEPA-Lastschriftmandat
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW), 
Reifenberger Straße 21, 60489 Frankfurt.
Gläubiger-Identifikationsnummer DE 31 ZZZ 000000 13864
Ich ermächtige die GEW, Zahlungen von meinem Konto mittels Lastschrift einzu ziehen. 
Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die von der GEW auf mein Konto eingegan-
genen Lastschriften einzulösen. Hinweis: Ich kann innerhalb von acht Wochen, begin-
nend mit dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrages verlangen.  
Es gelten dann die mit meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen. 

Kreditinstitut (Name und BIC)

IBAN

Ort, Datum Unterschrift

Berufsbezeichnung 

Diensteintritt / Berufsanfang  Tarif- / Besoldungsgruppe / Stufe 

Betrieb / Dienststelle 

Straße, Nr. des Betriebs / der Dienststelle 

Postleitzahl, Ort des Betriebs / der Dienststelle 
Jedes Mitglied der GEW ist verpflichtet, den satzungsgemäßen Beitrag zu entrichten und seine 
Zahlungen daraufhin regelmäßig zu prüfen. Mit meiner Unterschrift auf diesem Antrag ermächtige 
ich die GEW zu gleich widerruflich, den von mir zu leistenden Mitgliedsbeitrag vierteljährlich von 
meinem Konto abzubuchen.

Ort, Datum Unterschrift

GEW Bezirksverband Weser-Ems
Staugraben 4a

26122 Oldenburg
Telefon: 0441 24013

Mail: info@gewweserems.de
V.i.S.d.P.: Stefan Störmer


